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Zusammenfassung:  

Der Aufsatz ist wie folgt aufgebaut: Nach einer Einleitung wird in Abschnitt 2 
zunächst auf die Lokalisierung netzspezifischer Marktmacht mit Hilfe der  
Theorie monopolistischer Bottlenecks eingegangen. Abschnitt 3 untersucht die 
Problematik der optimalen Netzzugangsentgelte und die Deckung der Gesamt-
kosten von Netzen. Abschnitt 4 gibt einen Überblick über Regulierungs-
instrumente im Kontext sich wandelnder Regulierungsparadigmen. In Abschnitt 
5 wird das Instrument der Price-Cap-Regulierung aus der Perspektive des dis-
aggregierten Regulierungsansatzes analysiert. Schließlich wird in Abschnitt 6 
auf die Umsetzung der Preisniveau-Regulierung in der Regulierungspraxis ein-
gegangen.  
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1.    Einleitung 
 
Bei der Suche nach geeigneten Regulierungsinstrumenten müssen zunächst drei 
Grundfragen beantwortet werden: Warum soll reguliert werden (Regulierungs-
ziele), was soll reguliert werden (Regulierungsumfang) und welche institutionel-
le Lösung soll für die Regulierung gewählt werden? 
 
Netzsektoren (z. B. Elektrizität, Eisenbahn, Telekommunikation) wurden in der 
Vergangenheit typischerweise als natürliche Monopole angesehen1 und einer 
globalen (End-zu-End)-Regulierung unterstellt. In der traditionellen Regulie-
rungsökonomie (vgl. z.B. Kahn, 1970, 1971) wurden dabei der gleichzeitige 
Einsatz gesetzlicher Marktzutrittsschranken, Preis- und Gewinnregulierung zur 
Disziplinierung von Marktmacht sowie Auflagen zur flächendeckenden Versor-
gung zu einem sozial erwünschten Tarif als unumgänglich angesehen. 
 
Nachdem in jüngster Zeit eine umfassende Öffnung der Netzsektoren, d.h. ein 
umfassender Abbau sämtlicher gesetzlicher Marktzutrittsschranken stattgefun-
den hat und die Verfolgung von Universaldienstzielen mittels marktzutrittskom-
patibler Instrumente (Universaldienstfonds, Auktionen etc.) als gesichert gilt 
(vgl. z. B. Blankart, 2003; Blankart, Knieps, 1996), stellt die Suche nach geeig-
neten Regulierungsinstrumenten zur Disziplinierung der verbleibenden netzspe-
zifischen Marktmacht die eigentlich noch verbleibende Herausforderung  der 
Regulierungsökonomie dar. Im Zentrum meiner Ausführungen steht daher die 
Suche nach geeigneten Regulierungsinstrumenten zur Disziplinierung von netz-
spezifischer Marktmacht in Netzsektoren. 
 
Die Anwendung von ex ante sektorspezifischen Regulierungseingriffen stellt aus 
ordnungspolitischer Sicht einen massiven Eingriff in den Marktprozess dar und 
bedarf daher auch einer besonders fundierten netzökonomischen Rechtfertigung. 
Ein geeignetes ökonomisches Referenzmodell für die Charakterisierung eines 
sektorspezifischen ex ante Handlungsbedarfs zwecks Disziplinierung von 
                                                 

1  Bündelungsvorteile beim Aufbau und Betrieb solcher Netze können nämlich bewir-
ken, dass ein einziger Anbieter den Markt kostengünstiger bedienen kann als mehre-
re Anbieter.  
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Marktmacht in Netzindustrien muss in der Lage sein, wesentliche Eigenschaften 
von Netzen zu erfassen, ohne diese automatisch mit Marktmacht gleichzusetzen.  
 
Die traditionelle Regulierungstheorie musste noch von gesetzlichen Marktzu-
trittsschranken und der damit einhergehenden End-zu-End-Regulierung der 
Marktmacht ausgehen. Inzwischen sind die Netze für den Wettbewerb geöffnet 
und die Netzsektoren stellen keine wettbewerblichen Ausnahmebereiche mehr 
dar. In diesem Kontext stellt sich neu die Frage nach der verbleibenden netzspe-
zifischen Marktmacht und dem damit einhergehenden Restregulierungsbedarf in 
den geöffneten Netzsektoren; dabei ist unbestritten, dass die Missbrauchsauf-
sicht des allgemeinen Wettbewerbsrechts ohnehin auch in den Netzsektoren an-
zuwenden ist.  
 
Ex ante Regulierungseingriffe unterscheiden sich vom allgemeinen Wettbe-
werbsrecht, indem sie nicht fallweise (wie etwa § 19(4) Ziffer 4 GWB), sondern 
für eine Klasse von Fällen konsistent angewendet werden. Insoweit unbestimmte 
Rechtsbegriffe aus dem allgemeinen Wettbewerbsrecht – wie beispielsweise 
Marktbeherrschung – bei der Charakterisierung eines sektorspezifischen Ein-
griffsbedarfs herangezogen werden, müssen sie mit einer ökonomisch fundierten 
Lokalisierung von Marktmacht untermauert werden; andernfalls ist zu erwarten, 
dass Marktmacht lediglich postuliert, aber nicht tatsächlich lokalisiert wird. 
 
Der Aufsatz ist wie folgt aufgebaut. Im nachfolgenden Abschnitt 2 wird zu-
nächst auf die Lokalisierung netzspezifischer Marktmacht mit Hilfe der Theorie 
monopolistischer Bottlenecks eingegangen. In Abschnitt 3 wird auf die Proble-
matik der optimalen Netzzugangsentgelte und die Deckung der Gesamtkosten 
von Netzen eingegangen. Abschnitt 4 gibt einen Überblick über Regulierungsin-
strumente im Kontext sich wandelnder Regulierungsparadigmen. In Abschnitt 5 
wird das Instrument der Price-Cap-Regulierung aus der Perspektive des dis-
aggregierten Regulierungsansatzes analysiert. Schließlich wird in Abschnitt 6 
auf die Umsetzung der Preisniveau-Regulierung in der Regulierungspraxis ein-
gegangen.       
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2.   Lokalisierung netzspezifischer Marktmacht 
 
2.1   Die Theorie monopolistischer Bottlenecks 
 
Die Theorie monopolistischer Bottlenecks stellt die methodische Grundlage zur 
Lokalisierung eines sektorspezifischen Regulierungsbedarfs in sämtlichen Netz-
sektoren dar. Aufbauend auf dem Marktzutrittsschrankenkonzept von Stigler 
(1968, S. 67 ff.) verfolgt dieser Ansatz die disaggregierte Lokalisierung solcher 
Netzbereiche, die durch das Vorliegen stabiler netzspezifischer Marktmacht und 
folglich durch Abwesenheit von aktivem und potenziellem Wettbewerb gekenn-
zeichnet sind.2  
 
Die Kernaussagen dieser Theorie lassen sich wie folgt zusammenfassen: Stabile 
netzspezifische Marktmacht lässt sich nur bei einer Kombination von Bünde-
lungsvorteilen und irreversiblen Kosten nachweisen, d. h. bei Vorliegen eines 
monopolistischen Bottlenecks. Die Bedingungen für eine monopolistische Bott-
leneck-Einrichtung sind erfüllt, falls: 

(1)   eine Einrichtung unabdingbar ist, um Kunden zu erreichen, wenn es also 
keine zweite oder dritte solche Einrichtung gibt, d.h. kein aktives Substitut 
verfügbar ist.  Dies ist dann der Fall, wenn aufgrund von Bündelungsvortei-
len eine natürliche Monopolsituation vorliegt, so dass ein Anbieter diese 
Einrichtung kostengünstiger bereitstellen kann als mehrere Anbieter; 

(2)   gleichzeitig die Einrichtung mit angemessenen Mitteln nicht dupliziert wer-
den kann, um den aktiven Anbieter zu disziplinieren, d. h. kein potenzielles 
Substitut verfügbar ist. Dies ist dann der Fall, wenn die Kosten der Einrich-
tung irreversibel sind.   
 

Der Inhaber eines solchen monopolistischen Bottlenecks besitzt folglich stabile 
Marktmacht, selbst dann, wenn sämtliche Marktteilnehmer perfekt informiert 
sind, sämtliche Nachfrager Wechselbereitschaft besitzen und kleine Änderungen 

                                                 
2  Zur Theorie der monopolistischen Bottlenecks und ihrer Anwendung in unterschied-

lichen Netzsektoren vgl. Knieps, Brunekreeft (Hrsg.), 2003 und Knieps, 2004. 
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der Preise eine Wanderung der Nachfrage zur Folge haben. Netzspezifische 
Marktmacht des etablierten Unternehmens ist somit lediglich in denjenigen 
Teilbereichen zu erwarten, die nicht nur durch Bündelungsvorteile, sondern 
gleichzeitig auch durch irreversible Kosten gekennzeichnet sind. Irreversible 
Kosten sind für das etablierte Unternehmen nicht mehr entscheidungsrelevant, 
wohl dagegen für die potenziellen Wettbewerber, da diese vor der Entscheidung 
stehen, ob sie diese unwiederbringlichen Kosten in einem  Markt einsetzen sol-
len oder nicht. Das eingesessene Unternehmen hat somit niedrigere entschei-
dungsrelevante Kosten als die potenziellen Wettbewerber. Hieraus ergibt sich 
ein Spielraum für strategisches Verhalten, so dass ineffiziente Produktion oder 
Überschussgewinne nicht mehr zwangsläufig Marktzutritt zur Folge haben.  
 
Bei Abwesenheit von irreversiblen Kosten führen Bündelungsvorteile jedoch 
aufgrund der Disziplinierungswirkung des potenziellen Wettbewerbs nicht zu 
stabiler Marktmacht. Dies gilt unabhängig von der Höhe des Marktanteils der 
involvierten Netzbetreiber, da ineffiziente Anbieter von nicht marktgerechten 
Leistungen aufgrund des Wettbewerbsdrucks durch Marktneulinge ersetzt wer-
den. Ein Regulierungsbedarf zur Disziplinierung von Marktmacht der aktiven 
Netzbetreiber liegt in diesem Fall nicht vor. Die Bottleneck-Theorie zielt nicht 
darauf ab, die mehr oder weniger bedeutenden Informationsprobleme von realen 
Märkten zu leugnen. Allerdings lässt sich aus Informationsproblemen keine ex 
ante stabile Marktmacht ableiten, da Märkte erfinderisch in der (endogenen) 
Entwicklung von Institutionen zur Überwindung von Informationsproblemen 
sind.  
 
Während die Theorie der angreifbaren Märkte ausschließlich die Rolle des po-
tenziellen Wettbewerbs mit identischen Kostenfunktionen sowohl für den akti-
ven als auch für den potenziellen Wettbewerb analysiert (vgl. Baumol, 1982; 
Panzar, Willig, 1977), ist der wirksame Wettbewerb im Nicht-Bottleneck-
Bereich durch potenziellen Wettbewerb keineswegs erschöpfend charakterisiert. 
Es ist geradezu ein wesentliches Merkmal der Funktionsfähigkeit des Wettbe-
werbs in den geöffneten Netzsektoren, dass Unternehmensstrategien wie Tech-
nologiedifferenzierung, Produktdifferenzierung, Preisdifferenzierung, Aufbau 
von Goodwill, Aufbau eines leistungsfähigen Vertriebsnetzes etc. auch ent-
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scheidungsrelevant sind. Hierzu zählen zweifellos die Dienstleistungsnetze; fer-
ner trifft dies auch für verschiedene Netzinfrastrukturen zu. Die Tatsache, dass 
die „einfache“ Modellwelt der Theorie der angreifbaren Märkte diese komplexe 
Welt nicht umfassend charakterisiert, darf jedoch nicht zu dem Umkehrschluss 
verleiten, dass der Wettbewerb daher grundsätzlich nicht funktioniere. Markt-
neulinge besitzen insbesondere auch die Möglichkeit, sich mittels Technologie- 
und Produktdifferenzierung gegenüber dem etablierten Anbieter zu profilieren. 
Daher gilt in den geöffneten Netzsektoren, dass aktive Netzkonkurrenz typi-
scherweise mit Netzheterogenität verbunden ist. Von Bedeutung ist aktiver 
Wettbewerb mittels Technologiedifferenzierung, Produktdifferenzierungen und 
Innovationen (Produkt- und Prozessinnovationen). 
 
 
2.2   Disaggregierte Identifikation monopolistischer Bottlenecks 
 
Die Bottleneck-Frage muss disaggregiert untersucht werden.3 Eine ökonomisch 
fundierte Lokalisierung monopolistischer Bottleneck-Ressourcen bezieht sich 
nicht auf einen Netzsektor als Ganzes, sondern auf eine ökonomisch sinnvolle 
Disaggregierung der Wertschöpfungskette. Es geht folglich nicht um eine End-
zu-End-Netzphilosophie ohne Schnittstellen, aber auch nicht um eine Atomisie-
rung der Wertschöpfungskette mit einer beliebigen Anzahl von Schnittstellen. 

                                                 
3  Auch wenn die Bottleneck-Bereiche aufgrund der Netzeigenschaft komplementär zu 

den übrigen Netzbereichen sind, bedeutet dies keineswegs, dass hieraus die Notwen-
digkeit einer End-zu-End-Regulierung und ein pauschaler Einsatz der Regulierungs-
instrumente abzuleiten ist. Sowohl die Erkenntnisse der Netzökonomie als auch die 
Erfahrungen in unterschiedlichen Netzsektoren zeigen, dass eine maßgeschneiderte 
Bottleneck-Regulierung den einzig richtigen Weg darstellt.  

 Grundsätzlich gilt es zwischen dem Vorliegen netzspezifischer Marktmacht aufgrund 
von Bottlenecks und der Frage nach einer möglichen Übertragung dieser Marktmacht 
auf komplementäre Teilbereiche zu unterscheiden. Selbst wenn eine Übertragung 
von Marktmacht von einem Bottleneck in andere Teilmärkte anreizkompatibel wäre, 
folgt hieraus keineswegs, dass der Bottleneck und die übrigen Teilmärkte zum glei-
chen Markt gehören. Die Grundidee des disaggregierten Regulierungsansatzes der 
Netzökonomie besteht gerade darin, dass es möglich ist, zwischen denjenigen Netz-
bereichen zu unterscheiden, welche Bottlenecks darstellen, und denjenigen Netzbe-
reichen, die durch aktiven und/oder potenziellen Wettbewerb gekennzeichnet sind. 
Die entscheidende Aufgabe ist dann die adäquate Regulierung der Bottlenecks, die 
einen chancengleichen Wettbewerb auf den anderen Märkten ermöglicht. 
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Die Vorstellung, dass die gesamte Wertschöpfungskette innerhalb eines Netz-
sektors integriert durch ein einziges Unternehmen bereitgestellt würde, geht an 
der Realität der geöffneten Netzsektoren vorbei. Hiervon zu unterscheiden ist 
die Notwendigkeit, dass das Angebot von Teilen der Wertschöpfungskette zu-
mindest kostendeckend bereitgestellt werden muss. Als Entscheidungskriterium 
zur Lokalisierung des verbleibenden sektorspezifischen Regulierungsbedarfs 
innerhalb von Netzinfrastrukturen stellt sich durchgängig die Frage, ob der Zu-
gang zu diesen Einrichtungen unabdingbar ist zur Bereitstellung einer komple-
mentären Leistung auf einer vor- beziehungsweise nachgelagerten Stufe. 
 
Netzteile, die durch die Kombination von natürlichem Monopol mit irreversib-
len Kosten charakterisiert sind, lassen sich in verschiedenen Netzsektoren loka-
lisieren: Im Gegensatz zu Flugzeugen sind die Flughafeninfrastrukturen mit ir-
reversiblen Kosten verbunden. Investitionen in Terminals sowie Start- und Lan-
debahnen können, einmal getätigt, nicht wie ein Flugzeug an einen anderen Ort 
transferiert werden. Insoweit Fluggesellschaften auf einen einzigen Flughafen in 
einer Region angewiesen sind,  hat dieser die Charakteristika eines monopolisti-
schen Bottlenecks. Im Bereich der Schieneninfrastrukturen liegt (anders als bei 
den Transportleistungen und der Zugüberwachung) eine monopolistische Bott-
leneck-Situation vor, da der jeweilige Schienenwegbetreiber innerhalb eines be-
stimmten geografischen Gebietes ein natürliches Monopol innehat und beim 
Bau von (ortsgebundenen) Schienenwegen irreversible Kosten anfallen (vgl. 
Knieps, 1996).  
 
 
3.   Der Markt für Netzinfrastrukturkapazitäten 
 
3.1   Die Opportunitätskosten der Netzinanspruchnahme 
 
Gemeinsames Ziel der verschiedenen ökonomischen Preissetzungsmechanismen 
ist es, dass die Nachfrager nach Netzinfrastrukturkapazitäten in ihrem Entschei-
dungsverhalten die Opportunitätskosten der Netzinanspruchnahme möglichst 
umfassend berücksichtigen. Der Wert der bestmöglichen alternativen Verwen-
dung einer Netzkapazität bestimmt die Höhe dieser Opportunitätskosten. Diese 
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sind zwar Bestandteil der Produktionskosten der mit diesen Netzkapazitäten be-
reitgestellten Leistungen, dürfen jedoch nicht mit den für die Bereitstellung der 
Netzinfrastruktur aufzuwendenden Kosten verwechselt werden. 
 
Es ist unmittelbar einleuchtend, dass die Höhe der Opportunitätskosten der 
Netzinanspruchnahme von der Dimensionierung der Netzinfrastruktur abhängt. 
Falls etwa auf einer zweispurigen Autobahn der Verkehr sich gegenseitig erheb-
lich behindert, so mögen diese Behinderungen auf einer vier- oder sechsspurigen 
Autobahn sich erheblich reduzieren oder sogar ganz wegfallen. Die optimale 
Dimensionierung der Netzinfrastruktur und die Höhe der Netzzugangsentgelte 
müssen folglich simultan ermittelt werden.  
 
Das Grundprinzip einer volkswirtschaftlich optimalen Netzdimensionierung be-
steht darin, das Infrastrukturniveau bis zu dem Punkt auszudehnen, bei dem die 
Grenzkosten einer zusätzlichen  Investitionseinheit mit der Summe der Grenz-
nutzen sämtlicher Nutzer dieser zusätzlichen Investitionseinheit übereinstimmen 
(vgl. Mohring, Harwitz, 1962). Mit anderen Worten, gemäß dem theoretischen 
Referenzpunkt werden die Grenzkosten der Kapazitätserweiterung dem damit 
einhergehenden Nutzenzuwachs angeglichen. In diesem Sinne sind die kurzfris-
tigen Allokations- / Preisentscheidungen auf der Basis optimaler Netznutzungs-
tarife durchaus kompatibel mit langfristigen optimalen Investitionsentscheidun-
gen. 
 
Knappheiten von Netzinfrastrukturkapazitäten würden auf einen Schlag ver-
schwinden, wenn die Dimension der Netzinfrastruktur so groß wäre, dass im 
Bereich der relevanten Nachfrage perfekte Nichtrivalität vorherrscht. Netzaus-
dehnungen in einem solchen Umfang sind allerdings aus ökonomischer Sicht 
ineffizient. Vielmehr ist die Interdependenz zwischen kurzfristigen Allokations- 
/ Preisentscheidungen auf der Basis optimaler Zugangsentgelte und langfristigen 
optimalen Investitionsentscheidungen ausschlaggebend. 
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3.2   Optimale Netzzugangsentgelte und die Deckung der Gesamtkosten  
    des Netzes 
 
Optimale Netzzugangsentgelte in Höhe der Opportunitätskosten der Netzinan-
spruchnahme bei gegebenem Infrastrukturniveau haben die Funktion der Alloka-
tion vorhandener Kapazitäten. Da optimale Netzzugangsentgelte zur Finanzie-
rung der Infrastrukturen beitragen, stellen die Opportunitätskosten das geeignete 
Bindeglied zwischen der Bepreisung der Netzinanspruchnahme und der De-
ckung der Gesamtkosten des Netzes dar. Knappheitsorientierte Netzzugangsent-
gelte tragen auch zur Erreichung des Finanzierungsziels bei. Das Ausmaß der 
Kostendeckung bei einem gegebenen Infrastrukturniveau hängt dabei in ent-
scheidendem Maße davon ab, ob zunehmende Skalenerträge beim Bau von Inf-
rastrukturkapazitäten vorliegen oder nicht. Im Einzelnen gilt, dass – falls kon-
stante Skalenerträge beim Bau der Infrastruktur vorliegen – die optimalen, linea-
ren Zugangstarife genau ausreichen, um das optimale Investitionsniveau zu fi-
nanzieren; bei zunehmenden Skalenerträgen reichen solche Tarife nicht aus, um 
die mit dem Bau der Infrastruktur verbundenen Kosten zu decken; bei abneh-
menden Skalenerträgen ergibt sich ein Überschuss.4  
 
Falls zunehmende Skalenerträge beim Bau einer Infrastruktur vorliegen und 
folglich optimale, lineare Zugangsgebühren die Investitionskosten der Infra-
struktur nicht decken können, stellt sich die Frage nach innovativen, kostende-
ckenden Tarifstrukturen.  
 
 
3.3   Optimale Netzzugangsentgelte durch Knappheitspreise  
 
Da die (kurzfristigen) variablen Kosten die kurzfristige Preisuntergrenze und die 
(langfristigen) Zusatzkosten die langfristige Preisuntergrenze darstellen, und 
darüber hinaus sowohl die produktgruppenspezifischen als auch die unterneh-
mensspezifischen Gemeinkosten gedeckt werden müssen (Viability-Kriterium), 

                                                 
4  Diese Erkenntnis folgt bereits aus dem in der Verkehrsökonomie seit langem  

etablierten Staugebührenmodell (vgl. Knieps, 1992, S. 320 ff.).   
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ergibt sich die unternehmerische Notwendigkeit, Preisdifferenzierungspotenziale 
auszuschöpfen. Im Allgemeinen kann man davon ausgehen, dass Preisdifferen-
zierungsstrategien im Vergleich zu linearen Tarifen mit Anreizen für eine Ver-
größerung des Marktvolumens (z. B. verkaufte Netzkapazitäten) einhergehen 
und damit nicht nur die Anbieter, sondern auch die Nachfrager von Netzleistun-
gen besser stellen.  
 
Preisdifferenzierung setzt unterscheidbare und stabile Differenzierungskriterien 
voraus. Für die Tarifierung von Netzzugangsentgelten sind insbesondere folgen-
de Kriterien von Bedeutung: Mengenrabatte (mehrteilige Tarife und nichtlineare 
Preisschedules); Zeitliche Differenzierung (Spitzenlast- und Off-peak-Preise); 
Vertragsdauer (Laufzeitdifferenzierung); Geographische Differenzierung (Be-
völkerungsdichte: Stadt / Land etc.); Qualitätsdifferenzierung (z. B. unterschied-
liche Trassenqualitäten).  
 
An dieser Stelle muss betont werden, dass es nicht ein einziges optimales Tarif-
schema gibt, das von einer zentralen Stelle aus angestrebt werden könnte. Viel-
mehr müssen die Grenzen einer zusätzlichen Preisdifferenzierung im Sinne ei-
nes Trial-and-Error-Prozesses ausgelotet werden. Die Grenze einer weiter ge-
henden Differenzierung wird dann erreicht, wenn die Transaktionskosten für das 
Preisschema zu hoch werden, d.h. wenn die Kosten der Arbitragevermeidung 
die Vorteile einer Tarifverfeinerung überschreiten. Diese Grenze lässt sich je-
doch nicht uniform bestimmen, sondern hängt von den jeweiligen Nachfrage-
verhältnissen ab. Die Ausgestaltung der Preisstrukturen für den Netzzugang 
stellt eine genuin unternehmerische Aufgabe dar und kann nicht durch behördli-
che Preisstruktur-Vorgaben ersetzt werden (vgl. Knieps, 2005, Abschnitt 10.3). 
 
 
4.   Regulierungsinstrumente im Kontext sich wandelnder  

  Regulierungsparadigmen 
 
Die Entwicklung, das Design und die Implementierung von Regulierungsin-
strumenten kann nicht unabhängig gesehen werden von dem dahinter stehenden 
Regulierungsparadigma. Von grundlegender Bedeutung ist hierbei die Vorstel-
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lung, welche Rolle der Regulierer gegenüber dem regulierten Unternehmen ein-
zunehmen in der Lage ist bzw. einnehmen möchte; ferner ist die Einschätzung 
relevant, welcher Referenzpunkt durch die Regulierung erreicht werden kann 
(hypothetisches first-best der allgemeinen Gleichgewichtstheorie oder Verbesse-
rung des Status quo im Sinne eines komparativ-institutionellen Ansatzes) sowie 
welche Informationsprobleme zwischen Regulierer und reguliertem Unterneh-
men bestehen und wie diese allenfalls überwunden werden können. Schließlich 
ist von entscheidender Bedeutung die Rolle, die den Marktkräften in regulierten 
Netzindustrien zugetraut wird. 
 
 
4.1   Public Interest-Theorie 
 
Ausgangspunkt der Public Interest-Theorie ist die Vorstellung von Marktversa-
gen bzw. Marktunvollkommenheiten, die es durch Regulierungseingriffe zu kor-
rigieren gilt. Dabei wird davon ausgegangen, dass Regulierung kostenlos ist, 
ferner der Regulierer ohne Eigeninteressen handelt und insbesondere in der Lage 
ist, dieses Marktversagen vollständig zu korrigieren, so dass dem regulierten 
Unternehmen keine Monopolrenten verbleiben. Grenzkostenpreise im Sinne des 
first-best oder Ramsey-Preise (wohlfahrtsmaximierende Preise bei Vorliegen 
von Größenvorteilen unter Kostendeckungsbeschränkung) wurden als Ergebnis 
einer solchen Regulierung hergeleitet. Diese Public Interest-Theorie der Regu-
lierung fand weite Verbreitung und beeinflusste lange Zeit maßgeblich die Ge-
setzgebung im Bereich der sektorspezifischen Regulierung. Bereits der erste In-
terstate Commerce Act der U.S.A. im Jahre 1887 war durch diesen Ansatz ge-
tragen bis hin zur Gründung des Journal of Law and Economics im Jahre 1958 
(vgl. Posner, 1974, S. 336 ff.).  
 
Das Design der Regulierungsinstrumente der Public Interest-Theorie basiert auf 
dem Instrumentarium der traditionellen Wohlfahrtsökonomie. Es wird davon 
ausgegangen, dass das Ziel der Maximierung von Konsumenten- und Produzen-
tenrenten erreicht werden kann, ohne Anreizverzerrungen des regulierten Unter-
nehmens hervorzurufen und ohne Eigeninteressen der Regulierer. 
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4.2   Regulierung als Nebenbedingung 
 
Die Public Interest-Theorie wurde durch die Chicago-Schule mit dem Verweis 
auf die Eigeninteressen der Regulierer Anfang der 70er Jahre stark kritisiert 
(vgl. Stigler, 1971; Posner, 1974; Peltzman, 1976). Bereits im Jahre 1962 wurde 
durch den inzwischen wohl am meisten zitierten Aufsatz der Regulierungsöko-
nomie, Behavior of the Firm under Regulatory Constraint von Averch und 
Johnson dieser Theorieansatz in Frage gestellt. Der Aufsatz ist mathematisch 
keineswegs elegant, die gewählte Perspektive und die erzielten Ergebnisse aber 
sind umso verblüffender. Im Gegensatz zur Public Interest-Theorie wird davon 
ausgegangen, dass ein Marktmachtproblem durch Regulierung nicht beseitigt, 
sondern lediglich reduziert werden kann. Eine regulatorische Gewinnbeschrän-
kung auf das eingesetzte Kapital („rate of return“ Regulierung) erzeugt bei-
spielsweise eine regulierungsbedingte Anreizverzerrung für das regulierte Un-
ternehmen, zuviel Kapital in den Produktionsprozess einzusetzen.5  Fortan war 
die Illusion widerlegt, dass Regulierungseingriffe in die first-best Welt der Pub-
lic Interest-Theorie zurückführen können. Es wurde erkannt, dass eine kostenlo-
se und perfekte Korrektur eines Marktversagens grundsätzlich unmöglich ist. 
 
Regulierungsbedingte Anreizverzerrungen lassen sich auch bei anderen input-
orientierten Regulierungsinstrumenten nachweisen. So führt die Mark-up-
Regulierung, die den Erlös des regulierten Unternehmens durch einen Aufschlag 
auf die tatsächlich eingesetzten (und vom Regulierer beobachtbaren) Kosten be-
schränkt, zu der Gefahr eines überhöhten Kosteneinsatzes (vgl. z. B. Finsinger, 
Kraft, 1984). 
 
 
4.3   Regulierung als Principal-Agency Problem 
 
Das Paradigma der Regulierung als Nebenbedingung leitete die Anreizverzer-
rungen zu ineffizientem Faktoreinsatz unter der Annahme ab, dass keine (signi-

                                                 
5  Diese regulierungsbedingte Verletzung der Faktorausgleichsbedingung wurde in der 

Folge als Averch-Johnson-Effekt bekannt. 
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fikanten) Informationsprobleme zwischen Regulierer und reguliertem Unter-
nehmen bestehen und dass darüber hinaus der Regulierer keine Möglichkeit be-
sitzt, die Anreize des regulierten Unternehmens in Richtung Effizienzverbesse-
rung zu beeinflussen. In der realen Welt ist jedoch das Problem der asymmetri-
schen Informationen von zentraler Bedeutung. Die Manager eines Unterneh-
mens sind üblicherweise sehr viel besser über Kosten- und Nachfragebedingun-
gen informiert als der Regulierer, insbesondere auch über die Kostenbereini-
gungspotentiale etc. Genau hier liegt der Ausgangspunkt, Regulierung als Not-
wendigkeit zur Reduktion dieser asymmetrischen Informationsprobleme und zur 
Anreizverbesserung im Sinne einer Incentive-Regulierung zu formulieren und 
Regulierungsinstrumente in diesem Kontext abzuleiten. Zu Hilfe kam dabei der 
rasante Fortschritt der Informationsökonomie in den 70er und 80er Jahren.  
 
Aus der Perspektive der Principal-Agency Literatur (vgl. z.B. Ross, 1973) wird 
der Regulierer als Principal aufgefasst, der die Kosten seines Agenten, nämlich 
des regulierten Unternehmens nicht kennt (vgl. Baron, Myerson, 1982); oder der 
zwar das Kostenniveau des Unternehmens kennt, aber nicht in der Lage ist, die-
se Kosten zu reduzieren (Laffont, Tirole, 1986).6 Eine grundlegende Aussage 
dieses Ansatzes besteht darin, dass regulierten Unternehmen positive ökonomi-
sche Gewinne zugestanden werden müssen, damit diese Anreize besitzen sich 
effizienter zu verhalten und dass diese Gewinne beschränkt werden können 
durch die Möglichkeit des Unternehmens, zwischen einem Menü von Regulie-
rungsoptionen wählen zu können (vgl. Vogelsang, 1998, S. 2). Anstelle von 
Märkten, auf denen Unternehmen im Wettbewerb um Kunden konkurrieren, 
rückt folglich die Regulierung als längerfristiger Vertrag zwischen Regulierer 
und reguliertem Unternehmen in den Mittelpunkt. 
 
Die zentrale Schwäche der informationstheoretisch fundierten Incentive-
Regulierungstheorie besteht in ihrer mangelnden ordnungspolitischen/wettbe-
werbspolitischen Sensibilität, funktionsfähigem Wettbewerb auch in Netzindust-

                                                 
6  Einen Überblick über die Literatur zur Regulierung bei asymmetrischer Information 

gibt Baron, 1989. 
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rien so weit wie möglich zu vertrauen. Diese manifestiert sich besonders illustra-
tiv im folgenden Zitat aus Rees,Vickers (1995, S. 360): 

 
„Competition is of course not an end in itself, but rather a means to the 
end of achieving economic efficiency. Full and effective competition in a 
market would make regulation unnecessary.* 
 
*Conversely, regulation by an omniscient, benevolent, and powerful regulator would 
make competition unnecessary. Experience with state-owned monopolies suggests that 
these conditions are not always fulfilled.“7      

 
 
5.   Preisregulierung aus der Perspektive des disaggregierten  

  Regulierungsansatzes 
 
In einer grundsätzlich wettbewerblich organisierten Wirtschaft müssen staatliche 
Eingriffe in den Markt Ausnahmen darstellten, die besonderer Rechtfertigung 
bedürfen. Dabei gilt es insbesondere den Fehler 1. Ordnung („false positiv“) zu 
vermeiden, nämlich dass die Behörden regulierend in den Wettbewerbsprozess 
eingreifen, obwohl der Wettbewerb funktionsfähig ist und überhaupt kein Regu-
lierungsbedarf besteht. Aus dieser Perspektive ist der disaggregierte Regulie-
rungsansatz von zentraler Bedeutung.  
 
 
5.1   Beschränkung der Preisregulierung auf monopolistische Bottlenecks 
 
Es ist auf den ersten Blick ersichtlich, dass der disaggregierte Regulierungsan-
satz nicht vereinbar ist mit einer Anwendung von Regulierungsinstrumenten im 
Sinne einer End-zu-End-Regulierung. Der disaggregierte Regulierungsansatz 
wendet sich dabei nicht nur gegen den globalen „second-best“ Ansatz von 
Lipsey und Lancaster (1956), sondern auch gegen globales Ramsey-Pricing. Es 
ist bekannt, dass Effizienzverzerrungen des Ramsey-Pricing durch eine Ausdeh-
nung der Regulierungsbasis reduziert werden können (Braeutigam, 1979; Laf-
                                                 

7  * bedeutet Fußnote 3 im Original. 
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font, Tirole, 1994). Nichtsdestotrotz würde ein solches Vorgehen aus ordnungs- 
und wettbewerbspolitischer Sicht in die Irre führen, da es letztlich zu einer glo-
balen Regulierung der Netzsektoren zurückführen würde, einschließlich einer 
Preis- und Gewinnregulierung in denjenigen Netzbereichen, in denen der Wett-
bewerb funktionsfähig ist (vgl. Knieps, 1997, S. 330 f.). Selbst eine erneute 
Marktzutrittsregulierung wäre denkbar, um die Unbeständigkeit regulierter 
Preisstrukturen zu verhindern. Eine solche Regulierung würde die Erfolge der 
Liberalisierung und Öffnung der Netzsektoren zunichte machen. Anstelle der 
Marktprozesse würde ein administrativer Regulierungsprozess gesetzt mit den 
damit einhergehenden administrativen Kosten, Anreizverzerrungen und Rent-
seeking-Aktivitäten der involvierten Interessengruppen. Selbst der ausgeklü-
geltste Regulierungsvertrag im Sinne der Principal-Agency Theorie kann einen 
funktionsfähigen Wettbewerbsprozess weder imitieren noch ersetzen.  
 
 
5.2   Grundprinzipien der Price-Cap-Regulierung 
 
Die Geburtsstunde der Price-Cap-Regulierung ist eher unspektakulär: im Rah-
men der Privatisierung von British Telecom erteilte das Department of Industry 
am 28. Oktober 1982 Stephen Littlechild den Auftrag, ein modifiziertes Rate-of-
return-Regulierungsschema zu entwickeln. Zentraler Kritikpunkt an der her-
kömmlichen Rate-of-return-Regulierung war nach Littlechild nicht nur der be-
kannte Averch-Johnson-Effekt der Anreizverzerrung überzogener Investitionstä-
tigkeit sowie der enorme administrative Implementierungsaufwand. Littlechild 
wies insbesondere auch auf die fehlenden Möglichkeiten einer gezielten An-
wendung der Rate-of-return-Regulierung auf diejenigen Produktionsbereiche 
hin, in denen Monopolmacht tatsächlich ein Problem darstellt, da die Rate-of-
return-Regulierung typischerweise auf das ganze Unternehmen oder zumindest 
auf große Teile davon angewandt wird.  
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Daher entwickelte Littlechild einen alternativen Ansatz, die sogenannte Price-
Cap-Regulierung, den er im Report 1983 auf S. 34-36 skizzierte.8 Es ist zu ver-
muten, dass weder Littlechild noch das Department of Industry zum damaligen 
Zeitpunkt ahnten, welchen Einfluss und welche Akzeptanz dieses Regulierungs-
instrument in der Folgezeit haben würde, obwohl – wie könnte es anders sein – 
auch Kritik nicht ausblieb.  
 
Die Grundidee des Instruments der Price-Cap-Regulierung ist relativ einfach. 
Grundlegend ist die Überzeugung, dass es ein perfektes Regulierungsinstrument 
nicht geben kann und dass Regulierung niemals zu einer perfekten Korrektur des 
Marktversagens (public interest theory) führen kann. Es kommt der Einfachheit 
und der praktischen Implementierbarkeit eine große Bedeutung zu. Die Regulie-
rung soll sich dabei auf die monopolistischen Leistungen beschränken. Aus-
gangspunkt ist die „bounded rationality“-Hypothese, dass Regulierung ohne In-
formationen bezüglich Kosten- und Nachfragebedingungen bereits eine Verbes-
serung für die Konsumenten bewirken kann, indem sie dafür sorgt, dass sich de-
ren Situation nicht verschlechtert. Insbesondere sollen die Preise der monopolis-
tischen Dienste nicht stärker ansteigen als die Inflationsrate. Die Kunden sollen 
also im Prinzip in der Lage sein, auch zu den heutigen Preisen die gleichen 
Mengen der unterschiedlichen Leistungen des betrachteten Dienstleistungskor-
bes einzukaufen wie in der Vorperiode, ohne dass ihnen dadurch Mehrausgaben 
entstehen. Als Korrekturfaktor wird RPI-X eingesetzt, wobei RPI die Verände-
rung des Konsumentenpreisindex und X einen zwischen Regulierer und Unter-
nehmen auszuhandelnden Prozentsatz darstellt, der in der Folge als Prozentsatz 
der Produktivitätsveränderung innerhalb des regulierten Bereichs interpretiert 
wurde. 
 
Bei der Price-Cap-Regulierung handelt es sich um eine Preisniveauregulierung, 
die maßgeschneidert auf monopolistische Bottleneck-Bereiche angewendet wer-
den kann. Sie ist folglich aus der Perspektive des disaggregierten Regulierungs-

                                                 
8  Vgl. auch Beesley, Littlechild, 1989, S. 454-472. Bernd Wieland (TU Dresden) wies 

mich dankenswerterweise darauf hin, dass Linhart, Radner (1983) mit der „Price-
Range Regulation“ ebenfalls eine Alternative zur „rate of return“ Regulierung disku-
tierten, die bereits wichtige Grundelemente einer Price-Cap-Regulierung enthält. 
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ansatzes ein geeignetes Regulierungsinstrument. Informationsprobleme, wie sie 
in Principal-Agency Konstellationen entstehen, entfallen, da die Price-Cap-
Regulierung auf exogenen, leicht berechenbaren Größen basiert. Da die Preise 
der Vorperiode als (zumindest der Regulierungsbehörde) bekannt angenommen 
werden können und die RPI-X exogene Größen darstellen, sind detaillierte In-
formationen über die Kosten- und Nachfragebedingungen des regulierten Unter-
nehmens nicht erforderlich. Da die Price-Cap-Regulierung Effizienzzuwächse in 
Form von Kosteneinsparungen bei dem regulierten Unternehmen belässt, entfal-
len die regulierungsbedingten Anreizverzerrungen der Inputregulierung  
(Averch-Johnson-Effekt etc.).    
 
 
5.3   Reform der Price-Cap-Regulierung? 
 
Die Price-Cap-Regulierung stellt ein innovatives Regulierungsinstrument dar, 
das maßgeschneidert zur Disziplinierung der verbleibenden netzspezifischen 
Marktmacht in monopolistischen Bottleneck-Bereichen Anwendung finden 
kann. Dennoch bedeutet dies nicht, dass Price-Cap-Regulierung ein perfektes 
Regulierungsinstrument darstellt. Deshalb sollte ein „Phasing out“ der sektor-
spezifischen Regulierung möglichst rasch und umfassend umgesetzt werden, 
sobald das zu disziplinierende Marktmachtproblem verschwunden und der 
Wettbewerb funktionsfähig ist. 
 
Die Price-Cap-Regulierung kann ihre Anreizwirkungen zur Effizienzsteigerung 
nur deshalb entfalten – und dies hat sie mit der allgemeinen Theorie der Incenti-
ve-Regulierung gemeinsam -, weil sie dem regulierten Unternehmen die Früchte 
ihrer Effizienzbemühungen zumindest teilweise überlässt, so dass Überschuss-
gewinne in monopolistischen Bottleneck-Bereichen auch mittels Price-Cap-
Regulierung nicht völlig verschwinden. Einer Reform der Price-Cap-
Regulierung durch Kombination mit inputbasierter Gewinnregulierung, wie sie 
in den letzten Jahren zunehmend diskutiert wird und inzwischen auch Anwen-
dung findet, ist jedoch aus verschiedenen Gründen mit großer Vorsicht zu be-
gegnen. So verlockend es auch erscheint, verbleibende Überschussgewinne 
durch ad hoc (ex post) Regulierungsmaßnahmen zu reduzieren, muss man sich 
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dennoch der negativen Anreizwirkungen für zukünftige Investitionstätigkeiten 
bewusst sein (vgl. Rees, Vickers, 1995, S. 365 f.). Diese Gefahr wird unmittel-
bar deutlich, wenn man den Analogieschluss zum bekannten Hold-up Problem 
zieht. Auch wenn es ex ante effizient ist, eine irreversible Investition zu tätigen, 
kann diese dennoch aus Angst vor einer ex post Ausbeutung durch opportunisti-
sches Verhalten der Gegenseite unterbleiben. Diese Gefahr besteht gleicherma-
ßen bei einer ad hoc Veränderung der Price-Cap-Formel wie auch bei Kombina-
tionen mit Inputregulierungen, insoweit diese unvorhersehbar sind und daher als 
Bruch des Regulierungsvertrags empfunden werden. Schließlich gilt es, sich der 
Gefahr bewusst zu sein, dass durch ein „Nachbessern“ der Price-Cap-
Regulierung die immanenten Vorteile dieses Regulierungsinstruments (admi-
nistrative Einfachheit, Anreizwirkung zur Kostenreduktion etc.) verwässert oder 
sogar ganz verloren gehen können.      
 
 
6.   Disaggregierte Bottleneck-Regulierung 
 
6.1   Beschränkung der Preisregulierung auf monopolistische Bottlenecks 
 
Insoweit in Netzsektoren monopolistische Bottleneck-Bereiche bestehen, erfor-
dern diese eine gezielte Regulierung zur Disziplinierung der netzspezifischen 
Marktmacht. Dabei muss insbesondere der symmetrische Zugang zu den mono-
polistischen Bottleneck-Bereichen für sämtliche aktiven und potenziellen Anbie-
ter von Netzleistungen gewährleistet werden, damit der Wettbewerb auf allen 
komplementären Märkten umfassend zum Zuge kommen kann.  
 
Der Effekt einer totalen Verweigerung des Zugangs zu monopolistischen Bott-
leneck-Einrichtungen kann auch erreicht werden, indem der Zugang lediglich zu 
untragbar hohen Tarifen bereitgestellt wird. Dies macht bereits deutlich, dass 
eine adäquate Regulierung der Zugangsbedingungen zu den monopolistischen 
Bottlenecks erforderlich ist. Grundlegender Ansatzpunkt einer solchen Regulie-
rungspolitik sollte allerdings sein, die Regulierungsmaßnahmen strikt auf dieje-
nigen Netzbereiche zu beschränken, bei denen Marktmachtpotenziale tatsächlich 
vorliegen. Eine Regulierung der Zugangstarife zu monopolistischen Bottlenecks 
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darf folglich nicht gleichzeitig zu einer Regulierung der Tarife in Netzbereichen 
ohne Marktmachtpotenziale führen.  
 
Auch wenn die Bottleneck-Bereiche aufgrund der Netzeigenschaft komplemen-
tär zu den übrigen Netzbereichen sind, bedeutet dies keineswegs, dass hieraus 
die Notwendigkeit einer End-zu-End-Regulierung und damit ein pauschaler Ein-
satz der Regulierungsinstrumente abzuleiten ist. Eine End-zu-End-Regulierung 
würde vielmehr die Erfolge der Liberalisierung und Öffnung der Netzsektoren 
zunichte machen. Auch der Versuch, mittels einer „geeigneten“ End-zu-End-
Regulierung den Wettbewerbsprozess zu imitieren, kann eine umfassende Dere-
gulierung jenseits der monopolistischen Bottlenecks nicht ersetzen. Nur durch 
eine gezielte Bottleneck-Regulierung ist es möglich, die Rückführungspotenzia-
le sektorspezifischer Regulierung rasch zu erkennen und institutionell umzuset-
zen. 
 
 
6.2   Preisniveau-Regulierung anstatt Preisstruktur-Regulierung 
 
Price-Cap-Regulierung der monopolistischen Bottleneck-Bereiche sowie ge-
trennte Rechnungslegung zu den übrigen Bereichen (Accounting Separation) 
sind ausreichend, um die verbleibende Marktmacht zu disziplinieren und einen 
diskriminierungsfreien Zugang zu den monopolistischen Bottleneck-Einrichtun-
gen zu gewähren. Detaillierte Inputregulierungen widersprechen demgegenüber 
dem Prinzip einer Price-Cap-Regulierung. Durch die Beschränkung der Regulie-
rungsvorschrift auf das Niveau der Outputpreise soll gerade der Informationsbe-
darf der Regulierungsbehörde möglichst gering gehalten werden. Dadurch wird 
nicht nur der Regulierungsaufwand reduziert; gleichzeitig werden unternehmeri-
sche Anreize bei der Suche nach Kosteneinsparungen sowie innovativen Preis-
strukturen gesetzt. Entscheidender Vorteil der Price-Cap-Regulierung im Ver-
gleich zur Einzelpreisgenehmigung besteht darin, dass die unternehmerische  
Suche nach innovativen Preisstrukturen nicht behindert wird. 
 
In wettbewerblichen Marktprozessen bilden sich die optimalen Bündelungs- 
bzw. Entbündelungsgrade abhängig von den Kosten- und Nachfragecharakteris-
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tika endogen heraus. Je stärker die Nachfrage danach ist, verschiedene Produkt-
komponenten als Ganzes zu kaufen („one-stop-shopping“) und je stärker die 
Synergieeffekte ausfallen, die Produktkomponenten zu einem Endprodukt zu-
sammenzufassen, desto geringer sind die Anreize für eine weitergehende Ent-
bündelung.  
 
Kopplungsverkäufe in Form einer Bündelung, bei der die Konsumenten die 
Wahl zwischen einem Paket und einzelnen Produkten haben, können aufgrund 
der damit einhergehenden optionalen Preisdifferenzierung durchaus wohlfahrts-
erhöhend sein. Eine solche Bündelung ermöglicht die Durchsetzung wohlfahrts-
verbessernder Preisdifferenzierungsstrategien, indem insbesondere die Wenig-
nutzer vom Konsum nicht ausgeschlossen werden. Die Möglichkeit, zwischen 
einzelnen Produkten und einem Produktbündel wählen zu können, ist in vielen 
Wirtschaftsbranchen üblich (Knieps, 2005, Kap. 10). 
 
Preisstruktur-Vorgaben können nicht mit der Möglichkeit einer Preisdiskrimi-
nierung gerechtfertigt werden. Insbesondere darf die wohlfahrtserhöhende 
Preisdifferenzierung nicht mit einer wettbewerbsschädlichen Preisdiskriminie-
rung verwechselt werden. Es gilt, Diskriminierungsvorwürfe einzelfallbezogen 
ex post mit Hilfe des allgemeinen Wettbewerbsrechts zu behandeln. 
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